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Einleitung 

Α. Die Macht der Medien 

Die moderne Entwicklung dessen, was w i r heute als Medienwesen 
bezeichnen, ist im wesentlichen die Geschichte technischer Erfindungen. 
Jede dieser Erfindungen, soweit sie bahnbrechende Bedeutung hatte, 
war Gegenstand tiefgreifender  Auseinandersetzungen. Nicht nur der 
zeitunabhängige Konservatismus politischer Kräfte,  denen es allein um 
die Bekämpfung von im einzelnen nicht übersehbaren Einbrüchen in 
bestehende Formen der Machtausübung ging, war hierfür  verantwort-
lich. Das Mißtrauen gegenüber technischen Ausdehnungen der Verviel-
fältigung und Verbreitung von Gedanken haben vielmehr seit jeher 
Persönlichkeiten geteilt, die sich als führende geistige und gesellschaft-
liche Kräfte ihrer Zeit verstanden. 

Über die Ausstrahlungskraft  der Medien, die mi t ihnen verbunde-
nen Möglichkeiten der politischen, gesellschaftlichen und geistigen Ein-
flußnahme, ist viel geschrieben worden. Sie ist als solche ebenso zwei-
felsfrei  wie die Antwort auf die häufig gestellte Frage: „Haben Medien 
Macht?" Die Tatsache der Macht der Medien bedarf  keines Nachweises 
in aktuellen Gegebenheiten. Sie liegt in ihrer Struktur. Diese struk-
turellen Zusammenhänge sind unabhängig von der A r t der Machtaus-
übung. Sie galten für die Herrscher vergangener Jahrhunderte ebenso, 
wie sie für die Formen der Machtausübung des gegenwärtigen Zeit-
alters gelten, gleichgültig, ob diese Macht in den Händen von Dikta-
toren, von gewählten Repräsentanten des Volkes in Demokratien, von 
Kirchenoberhäuptern, Gewerkschaftsführern  oder von Managern der 
Wirtschaft  und des Finanzwesens liegt. Für keinen ist — letztlich — die 
Anerkennung oder zumindest die Duldung derjenigen, auf deren Ge-
schicke er mi t seinen Entscheidungen Einfluß nimmt, bedeutungslos. Der 
Grund hierfür  ist der den Medien eigene Einfluß auf die „öffentliche 
Meinung", die in ihrer politischen Bedeutung nichts anderes ist als die 
Abhängigkeit der Regierenden von den Regierten. Für die unausweich-
liche Verknüpfung dieser Abhängigkeit mi t jeder politischen Macht in 
den Händen Weniger über Viele gibt es aufschlußreiche historische Bei-
spiele. 

Daniel Defoe, den man wegen seiner im Namen der Öffentlichkeit 
verfaßten Eingaben an das britische Parlament inhaftiert  hatte, wurde 
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18 Einlei tung 

im Jahre 1703 unter der Bedingung freigelassen, im geheimen Auftrag 
der Regierung Königin Annas eine Oppositionszeitung zu schreiben — 
eine geniale Methode, sich des Anwalts der Bevölkerung im Namen 
der Pressefreiheit  zu entledigen! Der Diplomat und preußische Kam-
merherr Kar l Friedrich von Savigny, der Sohn des bekannten Rechts-
gelehrten Friedrich Carl von Savigny, kommentierte im Jahre 1842 
das Streben des Bürgertums nach politischer Freiheit mi t den beschwö-
renden Worten: „Gott bewahre jedes Land vor einer freien Presse und 
einer Konstitution1!" Sicherlich ist einiges hieran nur noch historische 
Reminiszenz. Doch w i rd auch in der heutigen Mediendiskussion ein 
Journalismus als „entartet" abgelehnt, zu dessen Existenzgrundlagen 
der Konkurrenzkampf  um Auflagenhöhen und Einschaltquoten gehört. 
Was anderes ist dies als die Überzeugung v. Savignys, eine freie und 
damit naturgemäß beliebigen Personen anvertraute Presse sei eine Ge-
fahr für Staat und Gesellschaft? Hinter dieser Überzeugung steht heute 
weniger die Befürchtung eines Machtmißbrauchs im politischen Sinne 
als vielmehr die Sorge um die negativen Auswirkungen eines unkon-
troll ierten Medienkonsums in der Gesellschaft. Der neben ihrer tech-
nischen Entwicklung ebenso tiefgreifende  Stilwandel der Medien kann 
in diesem Zusammenhang nicht übersehen werden. Ohne den missiona-
rischen Einsatz Pulitzers für eine politische und moralische Reform 
durch Sensationsberichte2 wäre das heutige Medienwesen ebensowenig 
denkbar wie ohne die gezielte Informationspolitik F. D. Roosevelts, der 
wie kein anderer vor ihm die Rolle der Medien als Grundlage des poli-
tischen Lebens geprägt hat3. 

B. Herausforderungen  an eine staatliche Medienordnung 

Die Tätigkeit der Medien in der Öffentlichkeit  hat als Informations-
übermitt lung und Grundlage der Meinungsbildung sowohl individuelle 
als auch auf das Staatswesen bezogene kollektive Auswirkungen. Für 
die grundlegende Aufgabe einer rechtlichen Ordnung, die sich hieraus 
im Hinblick auf alle Bereiche des Medienwesens ergibt, genügt die 
bloße Tatsache gesetzlicher Regelungen nicht. Denn Gesetzgebungs-
organe sind Körperschaften,  die selbst den vielfältigsten Einflüssen 
ausgesetzt sind, nicht zuletzt dem der Medien. Ihre allgemeine Grund-
lage kann eine rechtliche Ordnung des Medienwesens daher nur in 
denjenigen rechtlichen Regeln finden, denen die Mediengesetzgebung 

1 s. den Bericht von A. Laufs,  Zeugnisse eines Konservativen, in: Rheini-
scher Merkur vom 16. Ap r i l 1982, S. 16. 

2 Vgl. Die Welt vom 30.9.1978: „Als Leserbriefe  m i t dem Colt geschrieben 
wurden". 

3 David  Halberstam,  The Powers That Be, 1979, S. 8 ff. 
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unterliegt, nämlich der Verfassung. In der verfassungsrechtlichen  Dis-
kussion in der Bundesrepublik ist das Grundgesetz hierbei zum Aus-
gangspunkt für Bezüge zu einer Rundfunkverfassung,  einer Arbeits-
verfassung und einer Wirtschaftsverfassung  geworden, die ihrerseits 
zusammen mi t der Staatsverfassung eine spezifische Medien- und Kom-
munikationsverfassung hervorbringen 4. Man mag dieses Zusammen-
spiel verschiedener Verfassungssysteme im Hinblick auf die besondere 
Bedeutung der Staatsverfassung kritisch beurteilen oder im Gegenteil 
für geboten halten: Die Schlüsselstellung der Staatsverfassung für alle 
Fragen der Medienorganisation, insbesondere die zentrale Bedeutung 
von Ar t . 5 Abs. 1 GG, ist ungeachtet ihrer im einzelnen noch zu über-
prüfenden Bedeutung unbezweifelbar.  Sie ergibt sich schon daraus, daß 
die Medienfreiheiten des Art . 5 zu einer Nahtstelle der Verfassungs-
interpretation geworden sind, von denen grundlegend verschiedene 
Auffassungen  über den Staat des Grundgesetzes und sein Verhältnis zu 
den einzelnen Menschen sowie den gesellschaftlichen Gruppen aus-
gehen. 

Dies ist nur zu einem Teil aus der politischen Bedeutung der Be-
richterstattung für jede freiheitliche Demokratie zu erklären. Die gesell-
schaftspolitischen Auseinandersetzungen der vergangenen Jahre haben 
vielmehr als allgemeine Zeiterscheinung deutlich werden lassen, daß 
das Ausmaß und die Methode der verfassungsrechtlichen  Argumenta-
tion oft mehr von der gesellschaftspolitischen als von der rechtlichen 
Bedeutung des Sachverhalts bestimmt werden. Ein erheblicher Teil der 
großen innenpolitischen Debatten der letzten zwei Jahrzehnte, wie z. B. 
zur Einführung der wirtschaftlichen Mitbestimmung der Arbeitnehmer 
in den Aufsichtsräten der Unternehmen, zur Aufhebung des Verbots 
der Schwangerschaftsunterbrechung,  zur Aufhebung der Zulassungs-
beschränkungen für das Hochschulstudium durch den numerus clausus, 
zur „Humanisierung" des Arbeitsplatzes und des Strafvollzugs, zur Zu-
lassung von Radikalen zum öffentlichen  Dienst, sowie nicht zuletzt zur 
allgemeinen Konzentration der Wirtschaftsunternehmen einschließlich 
derjenigen der Presse, ist jeweils von entgegengesetzten Seiten weitge-
hend mi t verfassungsrechtlichen  Argumenten bestritten worden. Die 
Auseinandersetzung verlief  in allen Fällen nach den gleichen Regeln. 

4 Nach Scholz  (Pressefreiheit,  S. 139 ff.)  umschreibt die grundgesetzliche 
Kommunikationsverfassung „dasjenige — ebenso verfassungsspezifische  wie 
rechtlich äußerst sensible — gesellschaftsverfassungsrechtliche  Subsystem", 
„das die Freiheiten individualer Meinungsbildung, die Freiheit kommunika-
t iver Meinungsbildungsprozesse und die Freiheiten medienmäßiger Kommu-
nikat ionsvermit t lung" strukturiere sowie garantiere; vgl. ders., Koal i t ions-
freiheit,  S. 286 ff.,  294, 295 ff.;  Jarass,  Massenmedien, S.247. Von einer Kom-
munikationsverfassung i m Sinne des Staatsverfassungsrechts  spricht Eckhold, 
Konzentration und Teilhabe, S. g4 ff.;  zur grundgesetzlichen Medienverfas-
sung ferner  Tima,  in: Publ izist ik 1979, S. 29 ff. 
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